Deutscher Bundestag Drucksache 7/2300 

7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die 28. Generaiversammiung der 
Vereinten Nationen 


Der Beitritt der Bundesrepubiik Deutschiand zu den Vereinten Nationen 


1 . Durch Beschluß der Generalversammlung (GV) 
wurde die Bundesrepublik Deutschland zusammen 
mit der DDR am 18. September 1973 in die Verein- 
ten Nationen (VN) aufgenommen. In der Weltorga- 
nisation wurde die Aufnahme der beiden deutschen 
Staaten als das herausragende Ereignis der GV be- 
wertet. 

Nunmehr gehören alle Länder den VN an, gegen 
welche die der Weltorganisation zugrunde liegende 
Kriegsallianz seinerzeit gerichtet war. Die VN wach- 
sen damit über ihren eigenen historischen Ursprung 
hinaus und erreichen fast die Universalität. Viele 
Begrüßungsredner sprachen deshalb vom Ende der 
Nachkriegsepoche. Der Präsident der Generalver- 
sammlung forderte, die Entwicklung der VN zu einer 
umfassenden Weltorganisation, die niemand aus- 
schließe, auch durch die Streichung der Feindstaa- 
tenklausel in der Charta der VN sichtbar zu machen. 
Mit den beiden deutschen Staaten haben die VN 
zum erstenmal ein geteiltes Land aufgenommen, 
nachdem die Beteiligten unter sich dafür die Vor- 
aussetzungen geschaffen hatten. 

Die Aufnahme der beiden deutschen Staaten fand 
weltweite Zustimmung. Eine ungewöhnlich große 
Zahl von 75 Mitgliedstaaten brachte den entspre- 
chenden Entschließungsentwurf ein, etwa 30 Mit- 
gliedstaaten hielten Begrüßungsansprachen. Die 
gleichzeitige und gleichförmige Aufnahme in einem 
einzigen Beschluß und der Tenor der Begrüßungs- 
ansprachen vermittelten den Eindruck, daß die Staa- 
tengemeinschaft sich bewußt ist, daß es sich um die 
Aufnahme zweier in einem besonderen Verhältnis 
zueinander stehender Staaten handelt, in denen eine 
einzige Nation weiterlebt. 

Die Modalitäten der Aufnahme haben dazu beige- 
tragen, den Zusammenhang der Aufnahme beider 
deutscher Staaten sichtbar zu machen. Der Sicher- 


I heitsrat und die Generalversammlung behandelten 
j die Aufnahmeanträge der beiden deutschen Staaten 
i jeweils in einer einzigen Entschließung, die in bei- 
' den Gremien durch Akklamation angenommen 
wurde. Der Bundeskanzler und der Bundesminister 
des Auswärtigen stellten in ihren Reden klar, daß 
der Beitritt der beiden deutschen Staaten zu den 
VN für uns nicht bedeutet, daß wir die Teilung 
I Deutschlands hinnehmen, sondern daß wir weiter- 
1 hin auf einen Zustand des Friedens hinwirken wer- 
i de , in dem das deutsche Volk seine Einheit in 
freier Selbstbestimmung wiedererlangt. 

Die gleichzeitige Mitgliedschaft in den VN bewirkt 
j nicht, daß damit die Teilung Deutschlands rechtlich 
endgültig festgelegt wäre. Mit den beiden deutschen 
j Staaten werden auch die ungelösten Probleme der 
I Nachkriegszeit in den VN gegenwärtig bleiben. Der 
1 Gegensatz in der deutschen Frage wird auch in den 
VN nicht überbrückt werden können, solange er in 
Deutschland selbst nicht gelöst worden ist. Jede 
andere Hoffnung wäre eine Fehleinschätzung der 
Möglichkeiten der VN. Die Bundesrepublik hat aber 
mit dem Beitritt zu den VN ein. neues weltweites 
Forum gewonnen, vor dem sie ihre auf Stärkung des 
Selbstbestimmungsrechts und seine friedliche Durch- 
setzung überall in der Welt gerichtete Politik ver- 
treten kann. 

Die Vertretung der Interessen Berlins (West) in den 
VN konnte die Bundesregierung in der für multi- 
laterale Verträge seit langem üblichen Form sicher- 
stellen. 

In Verbindung mit dem Aufnahmeantrag hat der 
Bundesminister des Auswärtigen in einem Schreiben 
an den Generalsekretär der VN vom 13. Juni 1973 
klargestellt, daß die Bundesrepublik Deutschland, 
soweit nicht Fragen der Sicherheit und des Status 
berührt sind, die in der Charta der VN enthaltenen 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 1 9 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2300 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Rechte und Verpflichtungen auch hinsichtlich von 
Berlin (West) übernehmen und die Interessen von 
Berlin (West) in den VN vertreten wird. Dieses 
Schreiben wurde als offizielles VN-Dokument zirku- 
liert. Der Bundeskanzler und der Bundesminister 
des Auswärtigen haben in ihren Reden vor der GV 
bekräftigt, daß Berlin an unserer Mitarbeit in den 
VN teilhaben wird. 

2. Mit dem Beitritt zu den VN hat die Bundes- 
republik Deutschland einen Schritt von historischer 
Bedeutung vollzogen: „Wir werden gezwungen, die 
Introvertiertheit unserer früheren Außenpolitik end- 
gültig zu verlassen und uns als ein Teil des univer- 
sellen Ganzen zu begreifen, der seine eigenen Pro- 
bleme in dem Zusammenhang mit der wirklichen 
Welt bringen muß" (Bundesminister des Auswär- 
tigen vor dem Deutschen Bundestag am 3. Oktober 
1973). 

Die VN, die aus einer während des letzten Krieges 
entstandenen Allianz von 51 Staaten hervorgegan- 
gen sind, haben sich in den 28 Jahren bis zum Bei- 
tritt der Bundesrepublik zu einer Weltorganisation 
mit fast universaler Mitgliedschaft entwickelt. Je- 
doch haben sich die Erwartungen, die die Gründer 
der Vereinten Nationen an das in der Charta neu- 
geschaffene System kollektiver Zwangsmaßnahmen 


unter der Verantwortung des Sicherheitsrats ge- 
knüpft haben, nicht erfüllt. Die weltweite Wahrung 
von Frieden und Sicherheit liegt auch heute noch in 
erster Linie bei den Supermächten. Die VN konnten 
aber ein Instrumentarium friedenssichernder Maß- 
nahmen entwickelt, mit dem sie wirksam zur Frie- 
denswahrung beitragen, wo immer die Großmächte 
dafür Raum lassen. 

Darüber hinaus haben sich die Vereinten Nationen 
zu einem unentbehrlichen Forum weltweiter Zu- 
sammenarbeit auf fast allen Gebieten entwickelt. Sie 
leisten einen bedeutenden Beitrag zum Ausgleich 
und zur Neutralisierung von Gegensätzen, zur Kana- 
lisierung von Konflikten und zur Lösung weltweiter 
Probleme. Die Wirksamkeit dieses Mechanismus der 
Zusammenarbeit bleibt jedoch abhängig von der Be- 
reitschaft seiner Mitglieder zur Kooperation. 

Als vollbereditigtes Mitglied kann die Bundesrepu- 
blik Deutschland ihre Interessen in dem Weltforum 
nunmehr selbst vertreten. Die Mitgliedschaft bürdet 
ihr aber auch eine zusätzliche weltpolitische Mitver- 
antwortung auf, die sie bisher in dieser Form nicht 
gekannt hat. 

Die am 18. September 1973 eröffnete GV, die 28. in 
der Geschichte der VN, hat der Bundesrepublik zum 
ersten Mal Gelegenheit zu umfassender aktiver Mit- 
arbeit gegeben. 


Die 28. GV und die Mitwirkung der Bundesrepubiik Deutschiand 


I. Allgemeines 

1. Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
zur 28. GV wurde vom Bundesminister des Auswär- 
tigen geleitet. Ihr gehörten vier Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages und eine frühere Abgeord- 
nete als Vertreter der drei Bundestagsfraktionen an, 
Vertreter unserer New Yorker Mission, des Aus- 
wärtigen Amts und der anderen beteiligten Bundes- 
ministerien. Die Bundestagsabgeordneten haben 
aktiv an der Arbeit der Delegation mitgewirkt. Sie 
haben zu wichtigen Fragen Erklärungen im Dritten 
Hauptausschuß und im Plenum abgegeben. 

Die Delegation hat unmittelbar nach dem Beitritt die 
Mitarbeit im Plenum der GV und in den sieben 
Hauptausschüssen aufgenommen. 

2. In den VN, insbesondere in deren GV, spiegeln 
sich die Kräfte und die Gegensätze, die die Welt 
heute bestimmen. Die 28. GV hat erneut deutlich ge- 
macht, daß das Nord-Süd-Gefälle, die auf lange Zeit 
nicht zu schließende Lücke zwischen Entwicklungs- 
ländern und entwickelten Ländern das vorrangige 
Thema der internationalen Zusammenarbeit ist. Die 
VN sind das wichtigste Forum der weltweiten Aus- 
einandersetzung um einen Interessenausgleich. Mit 
nicht geringerer Intensität wird dort politisch um 
die Beseitigung des Restkolonialismus gerungen. 


Die Prioritäten der Dritten Welt sind weithin auch 
die Prioritäten der Weltorganisation geworden: 
wirtschaftliche Entwicklung, Dekolonisierung, Kampf 
gegen Rassendiskriminierung im südlichen Afrika. 
Die Dritte Welt, die mit 99 von 135 Stimmen über 
eine sichere Zweidrittelmehrheit in der GV verfügt, 
konnte in hohem Maße Thematik und Ablauf der 
GV bestimmen. Besonders in politischen Fragen hat 
die Dritte Welt entschlossen von ihrer Mehrheit 
Gebrauch gemacht. Initiativen. und Stellungnahmen 
der Dritten Welt zu wichtigen Problemen waren auf 
der Konferenz der Blockfreien in Algier kurz vor 
Beginn der GV vorbereitet worden. 

Die Ost-West-Probleme, der Gegensatz der Super- 
mächte, der in früheren Jahren die GV beherrschte, 
sind demgegenüber zurückgetreten, bleiben jedoch 
für die VN-Szene weiterhin ein wichtiger Faktor. 
Der Einfluß der Großmächte in den VN ist relativ 
zurückgegangen. Dies schlägt sich auch in Abstim- 
mungsergebnissen nieder. So wurde eine große Zahl 
von Resolutionen zu strittigen politischen Themen 
gegen die Stimme der Vereinigten Staaten ange- 
nommen. Auch die Sowjetunion war nicht immer auf 
der Seite der Mehrheit. Sie unterstützt zwar im Be- 
reich der Dekolonialisierung ohne Vorbehalt die 
Dritte Welt, auf anderen Gebieten werden jedoch 
zunehmend ihre unterschiedlichen Interessen als In- 
dustriestaat erkennbar. Anstelle der polemischen 
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Ost-West-Auseinandersetzungen früherer Jahre ist 
auch in den VN der chinesisch-sowjetische Gegen- 
satz getreten. Er hat wesentlich die Haltung Chinas 
in der GV bestimmt. 

3 . Die Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland 
in den VN ist vor diesem Hintergrund zu sehen. Die 
Bundesregierung versteht sie nicht zuletzt als einen 
Beitrag zur Überwindung oder jedenfalls zur Min- 
derung des Nord-Süd-Gegensatzes. Die weltweiten 
Probleme können nicht durch eine Konfrontation, 
sondern nur durch partnerschaftliche Zusammenar- 
beit gelöst werden. Wir unterstützen deshalb die 
Arbeit der VN, wo immer sie geeignet ist, einen 
vernünftigen Ausgleich zu fördern, treten für Zu- 
sammenarbeit ein, wo immer sie möglich und aus- 
sichtsreich erscheint. 

Unsere Mitarbeit in den VN ist nicht taktisch auf 
kurzfristige Erfolge oder optische Effekte angelegt. 
Ihr Ziel ist es vielmehr, langfristig durch solide und 
konstruktive Mitarbeit unseren Ruf als vertrauens- 
würdiger Partner zu stärken, der zur Lösung der 
Aufgaben der VN einen gewichtigen Beitrag leisten 
kann. 

Richtschnur der Mitwirkung der Bundesrepublik 
Deutschland in den VN sind die Ziele und Grund- 
sätze der Charta der VN, die schon immer Grund- 
lage unserer eigenen Außenpolitik waren. 

In einer Erklärung nach der Aufnahme und in einer 
Rede in der Generaldebatte Umrissen der Bundes- 
minister des Auswärtigen und der Bundeskanzler 
unsere Außenpolitik und setzten die Akzente für 
unsere Mitarbeit in den VN. 

Der Bundesminister des Auswärtigen führte aus, daß 
das Ziel jeder Politik der Mensch sein müsse; daher 
lehnten wir jede rassische Diskriminierung und ko- 
loniale Beherrschung ab. Wir seien entschlossen mit- 
zuhelfen, Spannungen zu beseitigen, die in sozialen 
und wirtschaftlichen Unterschieden ihren Ursprung 
finden. Bemühen um Entspannung und der Grund- 
satz des Gewaltverzichts bestimmten unsere Politik 
nicht nur in Europa, sondern weltweit. Wir förder- 
ten und ermutigten die Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten und seien entschlossen, alles 
zu tun, um diese Rechte und Freiheiten in der Praxis 
zu verwirklichen. 

Der Bundeskanzler betonte, daß die dringenden 
Probleme unserer Welt, die in Zukunft alle unsere 
Energien verlangen werden, nur gelöst werden 
könnten, wenn Gewaltanwendung zurückgedrängt 
und geächtet werden könne. Wir unterstützen die 
Beschlüsse der VN zur Beseitigung der Reste des 
Kolonialismus; Rassismus sei eine unmenschliche 
Gesinnung und Ursache schwerster Verbrechen. Wir 
dürften nicht teilnahmslos bleiben, wenn die indi- 
viduellen Menschenrechte unterdrückt würden. Eine 
Politik des Friedens, der Solidarität und der Ableh- 
nung von Gewalt sei unerläßlich. 

4 . Intensität und Qualität der sachlichen und pro- 
zeduralen Mitwirkung in der GV bestimmen wesent- 
lich das Profil eines Mitglieds. Unsere Delegation 


war bemüht, durch aktive und verantwortliche Betei- 
ligung an den Beratungen eine konstruktive Rolle 
zu spielen und die in uns gesetzten hohen Erwar- 
tungen der Mitgliedstaaten, die in den Reden bei 
unserer Aufnahme zum Ausdruck gekommen waren, 
nicht zu enttäuschen. 

Als neues Mitglied kam es für uns wesentlich dar- 
auf an, unseren Willen zu sachlicher Mitarbeit zu 
bekunden und Vertrauen zu gewinnen. Unsere De- 
legation hat deshalb unsere Haltung in allen grund- 
sätzlichen Fragen von Anfang an klargemacht, dies 
auch dort, wo es uns in Gegensatz zur Mehrheit 
brachte, so etwa wenn sie jegliche Form von Ge- 
waltanwendung ablehnte oder sich für die Tren- 
nung von Handel und Politik aussprach. Darüber 
hinaus haben wir in Abstimmung Position bezogen. 
Wo erforderlich, haben wir unsere Haltung durch 
Erklärungen zur Stimmabgabe erläutert. Unsere De- 
legation hat 22 Resolutionen mit eingebracht, sie 
konnte in zahlreichen Fällen ihren Einfluß bei der 
Meinungsbildung und bei der Formulierung von 
Resolutionen zur Geltung bringen. 

Die 28. GV hat die Bundesrepublik Deutschland in 
einige Gremien mit begrenzter Mitgliederzahl ge- 
wählt, so namentlich in den Wirtschafts- und Sozial- 
rat (ECOSOC), das zentrale Steuerungsorgan für 
den Wirtschafts- und Sozialbereich der VN. Die Bun- 
desrepublik wurde weiter Mitglied des VN-Aus- 
schusses für internationales Handelsrecht (UNCI- 
TRAL), des Weltraumausschusses, dreier ständiger 
Ausschüsse des ECOSOC und einiger kleinerer Gre- 
mien. Die Bundesrepublik konnte damit ihre Mit- 
wirkung auch in dem weiten institutioneilen Netz- 
werk der VN außerhalb der GV ausbauen. 

5 . Die Bundesrepublik Deutschland versteht sich 
auch in den VN als ein europäischer Staat. Sie will 
durch ihre Mitwirkung auch die Präsenz Europas 
in den VN stärken. Die Bundesregierung legt des- 
halb Wert darauf, auch ihre VN-Politik in enger 
Abstimmung mit den EG-Partnern zu betreiben. Den 
Rahmen dafür bieten die Koordinierungen in der 
Europäischen Gemeinschaft und die Konsultationen 
in der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) in New York. Diese wurden während der letz- 
ten GV enger und intensiver als je zuvor betrieben 
und umfaßten den gesamten Themenbereich der GV. 

Die Neun waren bestrebt, im Sinne der im Luxem- 
burger Bericht definierten Ziele zusammenzuarbei- 
ten und soweit wie möglich ein „gemeinsames Vor- 
gehen'' zu erreichen. 

Dies bedeutet in den VN in erster Linie ein ein- 
heitliches Abstimmungsverhalten bei kontroversen 
Entschließungen. In zahlreichen Resolutionen kam, 
zum Teil nach eingehenden Beratungen, ganz oder 
teilweise eine gemeinsame Haltung der Neun zu- 
stande. Dabei zeigte sich die Bereitschaft, auf Kom- 
promisse einzugehen und ursprünglich beabsichtigte 
Positionen aus Solidarität mit den Partnern zu revi- 
dieren. 

Die Zusammenarbeit in New York beschränkte sich 
nicht auf den intensiven Meinungs- und Informa- 
tionsaustausch und die darauf aufbauende „Abstim- 
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mung der Abstimmungen". Die Neun traten in einer 
Reihe von Fragen auch nach außen geschlossen auf. 
Dänemark, das die Präsidentschaft innehatte, ver- 
handelte in einigen Fällen für die Neun mit anderen 
Gruppen und nahm Einfluß bei der Vorbereitung 
von Resolutionstexten. Es gab mehrere gemeinsame 
Erklärungen der Neun ab. So konnten sich die Neun 
durch die von der Präsidentschaft dem Generalsekre- 
tär zugeleitete und als offizielles Dokument der GV 
und des Sicherheitsrats zirkulierte Erklärung zum 
Nahostkonflikt vom 6. November 1973 profilieren. 
Die Neun haben durch den Beitritt der Bundesrepu- 
blik Deutschland an Gewicht gewonnen. Ihr gemein- 
samer Finanzbeitrag zum Budget der VN ist mit 
24,9 V. H. (davon die Bundesrepublik 7,1 v. H.) eben- 
so groß wie der der Vereinigten Staaten (25 v. H,). 
Das Auftreten der Neun war auf der 28. GV ge- 
schlossener als in den Vorjahren, vor allem im wirt- 
schaftlichen Bereich. Jedoch konnten die Neun insge- 
samt noch nicht ihr volles Gewicht zur Geltung brin- 
gen. Die Grenzen der EPZ wurden dort erreicht, wo 
für einige Partner grundsätzlich verschiedene Inter- 
essenlagen gegeben sind. Gleichwohl ist die EPZ in 
New York im Gesamtergebnis als erfolgreich und 
für uns als neues VN-Mitglied besonders nützlich 
zu bewerten. Die Bundesregierung wird sich be- 
mühen, sie weiter zu intensivieren. 

6 . Aufgrund der alphabetischen Platzordnung sit- 
zen die Delegationen der beiden deutschen Staaten 
in der GV nebeneinander. Die Beziehungen zwischen 
den beiden Delegationen waren höflich und korrekt. 
In der deutschen Frage legte DDR-Außenminister 
Winzer während der Generaldebatte die bekannte 
Abgrenzungspolitik der DDR dar. Der Bundeskanz- 
ler und der Bundesminister des Auswärtigen hatten 
unsere Haltung zur Deutschlandfrage bereits der 
Generalversammlung in den ersten Tagen deutlich 
gemacht. Das Deutschlandproblem wurde im übrigen 
während der 28. GV nur bei der Korea-Debatte im 

I. Hauptausschuß angesprochen. 

II. Schwerpunkte der 28. Generalversammlung 

Die Tagesordnung der GV umfaßte in 110 Punkten 
das gesamte Spektrum der politischen, wirtschaft- 
lichen, rechtlichen, sozialen und humanitären Pro- 
bleme, mit denen sich die Weltorganisation in ihren 
Organen, Ausschüssen und Gremien verschieden- 
ster Art befaßt. 

Der folgende Bericht beschränkt sich auf Schwer- 
punkte der GV und unserer Mitarbeit. 

Die politische Thematik, die in verschiedenen Aus- 
schüssen behandelt wird, gliedert sich in die großen 
Bereiche der allgemeinen politischen Fragen, der Ab- 
rüstung und Rüstungskontrolle und der Dekoloni- 
sierung. 

1. Allgemeine politische Fragen 

Die 28. GV stand im Schatten des Nahostkonflikts, 
der kurz nach Beginn der GV zu einem neuen 
arabisch-israelischen Waffengang führte (6. Oktober 
1973). Die Behandlung der Krise durch die VN 


zeigte, daß die Weltorganisation trotz ihrer Schwä- 
chen unentbehrlich ist. Der Sicherheitsrat, erst zwei 
Tage nach Kriegsbeginn einberufen, mußte seine 
Debatte zunächst ergebnislos abbrechen. Erst die 
von den beiden Großmächten erzielte und dann von 
den streitenden Parteien akzeptierte Einigung führte 
zu einer Entschließung des SR (Res. Nr. 338) und 
zur Feuereinstellung. Die VN konnten nicht ohne 
die vorhergehende Einigung der beiden Großmächte 
handeln; diese bedurften aber andererseits der VN, 
um die erzielten Lösungen international zu sanktio- 
nieren und praktisch durchzuführen. Sie waren dabei 
auf die Zustimmung der übrigen Sicherheitsratsmit- 
glieder angewiesen. Die Truppenentflechtung am 
Suez-Kanal wurde von einer rasch geschaffenen 
VN-Friedenstruppe überwacht und gesichert. Die 
Genfer Friedenskonferenz wurde unter die Auspi- 
zien der VN gestellt. 

Die VN sind aus dem 4. Nahost-Krieg mit gestärk- 
tem Ansehen hervorgegangen. Sie konnten nach 
vielen Jahren in einer akuten Krise wieder eine 
VN-Friedenstruppe entsenden, deren Kosten zum 
ersten Mal - bis auf wenige Ausnahmen, insbeson- 
dere China - von allen VN-Mitgliedern getragen 
werden (Res. 3101). Auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land entfällt davon ein nach ihrem allgemeinen Bei- 
tragssatz errechneter Betrag von 5,6 Mio. DM. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat darüber hin- 
aus - wie eine Reihe anderer Staaten - durch Trans- 
porthilfe (Flugtransport von etwa 1000 Soldaten 
mit Ausrüstung von Ghana und Senegal nach Kairo) 
zur raschen Aufstellung der VN-Friedenstruppe bei- 
getragen. 

In der GV selbst entfiel in diesem Jahr die allge- 
meine Nahostdebatte. Jedoch kam es zu den jähr- 
lichen Entschließungen über besondere Nahost-Fra- 
gen (VN-Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge - 
UNWRA: „Israelische Praktiken in den besetzten 
Gebieten"). Die Debatten und Abstimmungen über 
diese Resolutionen reflektierten die veränderten 
Kräfteverhältnisse in der GV in der Nahostfrage. 

Die wachsende Bedeutung der arabischen Staaten 
in den VN wurde deutlich in der Erhebung des 
Arabischen zur offiziellen und Arbeitssprache der 
VN (Res. 3190). Das Arabische tritt damit als sechste 
Sprache gleichberechtigt neben Englisch, Franzö- 
sisch, Spanisch, Russisch und Chinesisch (letzteres - 
bisher nur Amtssprache - wurde durch GV Res. 
3109 auch Arbeitssprache). 

Vor dem Hintergrund des Nahost-Konflikts gewan- 
nen die in den VN schon seit Jahren laufenden 
Bemühungen um Richtlinien für VN-Friedensope- 
rationen Relief. Der bisher jeweils ad hoc geregelte 
Einsatz von VN-Friedenstruppen soll an allgemeine 
Grundsätze und Verfahrensregeln gebunden wer- 
den. Streitig war bisher vor allem die Frage der 
Kompetenzen des Sicherheitsrates und des Gene- 
ralsekretärs bei der Aufstellung und Leitung der 
Friedenstruppen. Namentlich die USA wollten dem 
Generalsekretär einen großen Entscheidungsbereich 
erhalten. Die Sowjetunion und Frankreich traten 
dagegen für eine umfassende Verantwortung des 
I Sicherheitsrats ein, um damit das Vetorecht der stän- 
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digen Sicherheitsratsmitglieder für alle Aspekte der 
Friedensoperationen zu sichern. Während der 28. 
GV wurde erkennbar, daß der amerikanische Stand- 
punkt sich an den sowjetischen und französischen 
annähert, so daß eine Einigung nunmehr möglich 
erscheint. Die von der GV verabschiedete Resolution 
Nr. 3091 spricht deshalb die Erwartung aus, daß der 
zuständige Ausschuß die Arbeit an den Richtlinien 
bis zur nächsten GV abschließt. Die Bundesrepublik 
Deutschland, die der Stärkung der Friedenssiche- 
rungsfunktion der VN besondere Bedeutung bei- 
mißt, hat diese Resolution miteingebracht. 

Ostasien hat die GV mit zwei Streitfragen im Vor- 
feld Chinas beschäftigt: Korea und Kambodscha. In 
beiden Fällen übernahmen in einer sensiblen, vor 
allem die Großmächte berührenden Frage die Block- 
freien unter der Führung Algeriens die Initiative. 

In der Koreafrage ging es einmal um die von Nord- 
korea und dem Ostblock geforderte Auflösung der 
VN-Kommission für die Vereinigung und den Wie- 
deraufbau Koreas (UNCURK) sowie des VN-Ober- 
kommandos in Südkorea, zum anderen um die Frage 
der koreanischen VN-Mitgliedschaft. Südkorea und 
die Miteinbringer eines australischen Resolutions- 
entwurfs, darunter die USA, die Bundesrepublik, 
Japan und andere asiatische sowie lateinamerika- 
nische Staaten traten dafür ein, daß schon jetzt beide 
koreanische Staaten parallel die Mitgliedschaft in 
den VN erwerben. 

Dagegen vertraten Nordkorea, die VR China, der 
Ostblock und eine Reihe blockfreier Staaten die 
Auffassung, nur ein einziges wiedervereinigtes 
Korea könne VN-Mitglied werden. 

Nach langen Debatten kam es zu einem Kompromiß, 
der als Konsensuserklärung verabschiedet wurde. 
Darin wurde die von dieser Kommission selbst emp- 
fohlene Auflösung von UNKURK beschlossen. Über 
das UN-Oberkommando wurde nicht entschieden. 
Zur Frage der Mitgliedschaft Koreas in den VN 
nahm die Erklärung nicht Stellung, sondern be- 
schränkte sich darauf, die Prinzipien für die Wie- 
dervereinigung Koreas aus dem gemeinsamen nord- 
südkoreanischen Kommunique vom 4. Juli 1972 zu 
zitieren. Im Ergebnis läuft die Erklärung auf eine 
Vertagung der streitigen Fragen auf unbestimmte 
Zeit hinaus. 

In der Frage der koreanischen VN-Mitgliedschaft 
unterstützte die Bundesrepublik Deutschland nach- 
drücklich den westlichen Standpunkt, ein Beitritt 
Nord- und Südkoreas in die VN werde die Entspan- 
nung fördern und die Voraussetzungen einer fried- 
lichen Vereinigung verbessern. Der Osten befand 
sich in dieser Debatte in einer widersprüchlichen 
Position: Die DDR legte dar, daß die Wiedervereini- 
gung Koreas notwendig und eine vorherige VN-Mit- 
gliedschaft der Teilstaaten hinderlich sei: eine Wie- 
dervereinigung „Zentraleuropas" sei indessen für 
alle Zeiten ausgeschlossen. Die Bundesrepublik wies 
demgegenüber darauf hin, daß die Mitgliedschaft 
der beiden deutschen Staaten keine Hinnahme der 
Teilung Deutschlands bedeute; Ziel bleibe weiter- 
hin ein Zustand des Friedens in Europa, in dem die 


deutsche Nation in freier Selbstbestimmung ihre 
Einheit wiedererlange. 

In der Kambodscha-Frage ging es um die Frage, wer 
in der gegenwärtigen Bürgerkriegssituation in Kam- 
bodscha als rechtsmäßige Regierung das Land re- 
präsentiert. Die von Algerien und China einge- 
brachte Resolution zielte darauf ab, die Regierung 
Lon-Nol aus den VN zu entfernen und die, wie es 
in dem Resolutionsentwurf heißt, legitimen Rechte 
der Regierung Sihanouk wiederherzustellen. 

Die blockfreien Länder der Region bezeichneten den 
Antrag als eine Einmischung in die inneren Ange- 
legenheiten Kambodschas. Sie wurden in ihrer ab- 
lehnenden Haltung von westlichen Staaten, insbe- 
sondere den USA, gestützt. Mit einer knappen, von 
der Bundesregierung unterstützten Mehrheit wurde 
die Frage auf die kommende GV vertagt. 

Bei dem traditionellen Thema Internationale Sicher- 
heit geht es um den Versuch, über Abrüstung, wirt- 
schaftliche und sonstige Zusammenarbeit hinaus 
durch die politische Gestaltung der zwischenstaat- 
lichen Beziehungen zur Erhaltung von Frieden und 
Sicherheit beizutragen. Die Diskussion in den VN 
zeigt die Problematik dieses Ansatzes im weltwei- 
ten Rahmen. 

Der 1969 von der Sowjetunion zum ersten Mal ein- 
gebrachte und seither jährlich diskutierte Tagesord- 
nungspunkt Stärkung der internationalen Sicher- 
heit ist darauf angelegt, den VN und vor allem der 
Sowjetunion selbst, die Möglichkeit zur umfassen- 
den Erörterung sicherheitspolitischer Fragen zu ge- 
ben. Unter dem wachsenden Einfluß der Dritten 
Welt in den VN wird die Behandlung dieses Tages- 
ordnungspunktes jedoch mehr und mehr durch die 
vor allem wirtschaftspolitisch orientierte Auseinan- 
dersetzung mit den Industrienationen bestimmt. 

In der letzten GV sah die Sowjetunion von vorn- 
herein davon ab, einen eigenen Resolutionsentwurf 
einzubringen, und schloß sich dem von den Block- 
freien eingebrachten Entwurf an. Die Entschließung 
der GV (Res. Nr. 3185) betont klarer noch als bisher 
das gleiche Recht aller Staaten, bei der Lösung der 
großen internationalen Probleme beteiligt zu wer- 
den - eine deutliche Spitze gegen einen Bilateralis- 
mus der Supermächte - ferner die Notwendigkeit, 
bei der Abrüstung einzusparende Mittel der Ent- 
wicklungshilfe zuzuführen, worüber schon zuvor 
eine eigens von der Sowjetunion initiierte Entschlie- 
ßung (Res. Nr. 3093) verabschiedet worden war. Wie 
bereits im Vorjahr wurde schließlich die völlige 
Freiheit der Staaten bei der Verfügung über ihre 
Bodenschätze unterstrichen. Die Bundesrepublik 
Deutschland konnte diesen Entschließungen nicht 
zustimmen, da sie unausgewogen oder mit gelten- 
dem Völkerrecht schwer vereinbar waren. Sie ent- 
hielt sich zusammen mit zahlreichen anderen, vor- 
nehmlich westlichen Staaten der Stimme. 

Neben das von der Sowjetunion initiierte Thema 
„Stärkung der internationalen Sicherheit" stellte 
Rumänien 1972 das Thema „Stärkung der Rolle der 
VN". Die letzte GV forderte erneut, durch Stärkung 
der VN den kleinen und mittleren Ländern Schutz 
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vor Einmischung und Beherrschung durch die Groß- 
mächte zu gewähren; die Entschließung (Res. 3073) 
begrüßte in einer Anspielung auf dib neuen Schritte 
zur Erreichung der Universalität der VN auch die 
Aufnahme der beiden deutschen Staaten; sie wurde 
ohne Abstimmung angenommen. 

Mit der von der Bundesrepublik miteingebrachten 
Res. 3182 beschloß die GV, den Weltraumausschuß 
der VN um 9 auf 37 Mitglieder zu erweitern. In 
Ausübung der ihm durch die Resolution erteilten 
Ermächtigung benannte der Präsident der GV am 
14. Februar 1974 u. a. die Bundesrepublik Deutsch- 
land als neues Mitglied dieses Gremiums, das u. a. 
maßgeblich zur Entwicklung des Weltraumrechts 
beiträgt. Die Bundesrepublik Deutschland, die nach 
den USA und der Sowjetunion auf dem Gebiet der 
Weltraumerschließung zu den wichtigsten Staaten 
zählt, wird damit künftig auch im Rahmen der VN 
in diesem politisch ebenso wie technisch und wirt- 
schaftlich bedeutsamen Bereich verantwortlich mit- 
arbeiten können. 


2. Abrüstung und Rüstungskontrolle 

a) Allgemeine Tendenzen 

Im Abrüstungsbereich ist die GV weitgehend 
darauf angewiesen, über die multilateralen und 
bilateralen Abrüstungsverhandlungen, die außer- 
halb der GV stattfinden, zu beraten und Emp- 
fehlungen für deren Fortgang zu formulieren. 
Von der GV sind deshalb keine durchgreifen- 
den Fortschritte zu erwarten. 

Die Abrüstungsdebatte der 28. GV verlief - von 
der Nahostkrise überschattet - ohne besondere 
Höhepunkte. 

Die Befürchtung, die Unzufriedenheit der unge- 
bundenen Staaten mit dem Stillstand der Ab- 
rüstung sbemühungen könne zu unrealistischen, 
die weitere Arbeit erschwerenden Resolutionen 
und Entscheidungen führen, hat sich nicht bestä- 
tigt. Es ist vielmehr positiv zu vermerken, daß 
die Kritik an der Arbeit des Genfer Abrüstungs- 
ausschusses (CCD) nicht ausuferte und den Be- 
stand dieser bewährten Institution nicht gefähr- 
dete. Pläne, Mammutorganisationen wie die Ab- 
rüstungskommission der VN (UNDC) wiederzu- 
beleben oder eine neue internationale Abrü- 
stungsorganisation (IDO) einzusetzen, wurden 
nicht weiter verfolgt. Offenbar hat sich die Er- 
kenntnis durchgesetzt, daß die Stagnation im 
Genfer Abrüstungsausschuß nicht auf die Struk- 
tur und die Arbeitsweise dieser Organisation 
zurückzuführen ist, sondern durch die Interes- 
senlage der Großmächte und die Schwierigkeit 
der Materie bedingt ist. Nach schwierigen, zäh- 
flüssigen Verhandlungen gelang es, in einigen 
wichtigen Punkten Kompromißformulierungen zu 
finden, die die Fortsetzung der Arbeit ermög- 
lichen. Dies gilt vor allem für die Themen C- 
Waffen-Verbot, Revisionskonferenz zum NV- 
Vertrag und Weltabrüstungskonferenz (WAK). 


Auch im Abrüstungsbereich war der starke Ein- 
fluß der ungebundenen Staaten charakteristisch, 
die vielfach den Westen, aber auch den Osten 
in die Defensive drängten. 

Die Volksrepublik China hielt ihre negative Hal- 
tung zu Teilmaßnahmen der Abrüstung und Rü- 
stungskontrolle aufrecht. Ihre Mitwirkung an 
der Debatte konzentrierte sich auf eine pole- 
mische Auseinandersetzung mit der Rüstungspo- 
litik der Sowjetunion. Frankreich hat seine frü- 
here Zurückhaltung aufgegeben und verteidigte 
mit Nachdruck seine Nuklearpolitik einschließ- 
lich seiner Kernwaffentests in der Atmosphäre. 

b) Zu den wichtigsten Resolutionen 

Die Debatte über das von der Sowjetunion ini- 
tiierte Thema „Weltabrüstungskonferenz'' 
(WAK) wird in der GV zunehmend von der Drit- 
ten Welt geprägt. Ihr geht es in erster Linie 
darum, China an Abrüstungsverhandlungen zu 
beteiligen und ein Forum gegen die Aufrüstung 
der Welt- und Großmächte zu bilden, vielleicht 
auch eine Nachfolgeorganisation zur CCD unter 
Beteiligung aller Kernwaffenstaaten zu schaffen. 
Fortschritte zur Vorbereitung der eigentlichen 
Konferenz wurden nicht erzielt. Es wurde ein 
aus 40 nichtnuklearen Staaten zusammengesetz- 
ter WAK-ad-hoc-Ausschuß gegründet. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß eine WAK 
nur dann zu konkreten Ergebnissen führen kann, 
wenn sie gründlich vorbereitet ist und alle Kern- 
waffenmächte an ihr teilnehmen. 

In der Frage eines C-Waffen-Verbots, einem der 
Hauptthemen des Genfer Abrüstungsausschus- 
ses, haben die Blockfreien unter der Führung 
Jugoslawiens lange an einer für die USA unan- 
nehmbaren Formulierung festgehalten. In letz- 
ter Minute gelang es den USA, die sich den Weg 
für ein Teilverbot der C-Waffen freihaiten wol- 
len, eine Formulierung zu erreichen, die eine 
allgemeine Annahme der Resolution erlaubte, 
weil sie weder das Ausmaß eines C-Waffen- 
Verbots noch die strittige Frage der Verifizie- 
rung eindeutig präjudizierte. Gegenüber dem 
sowjetischen Vorschlag eines umfassenden C- 
Waffen-Verbots (Entwicklung, Herstellung und 
Lagerhaltung), der sich im wesentlichen auf natio- 
nale Verifikationsmaßnahmen beschränkt, beto- 
nen die Amerikaner und andere westliche Staa- 
ten die Notwendigkeit ausreichender internatio- 
naler Kontrollen. 

In der von Schweden initiierten Resolution über 
Napalm und andere Brandwaffen wird die Gen- 
fer diplomatische Konferenz über humanitäres 
Völkerrecht u. a. aufgefordert, die Frage der An- 
wendung dieser Waffen zu prüfen, ebenso wie 
die anderer konventioneller Waffen, die geeig- 
net sein könnten, unnötige Leiden hervorzu- 
rufen oder unterschiedios zu wirken. Zielsetzung 
ist, Einverständnis über Regeln zu erzielen, die 
die Anwendung dieser Waffen verbieten oder 
einschränken. Die Resolution, der wir trotz ge- 
wisser prozeduraler Bedenken zustimmten, wur- 
de mit 103 Stimmen bei 18 Enthaltungen (dar- 
unter USA und Sowjetunion) angenommen. 
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Die GV hat in zwei Resolutionen, die auf mexi- 
kanische und kanadische Initiative zurückgehen, 
die Einstellung aller Nukleartests und den Ab- 
schluß eines umfassenden Teststopvertrages ge- 
fordert. Die Aussichten für eine baldige Reali- 
sierung dieses Ziels, das mit Priorität auf der 
Genfer Abrüstungskonferenz behandelt wird, sind 
bedauerlicherweise gering. Wegen der wenig ab- 
gewogenen Formulierungen haben wir uns, eben- 
so wie zahlreiche andere Staaten aus Ost und 
West, der Stimme enthalten. Unter den wenigen 
Nein-Stimmen sind Frankreich und China zu er- 
wähnen. In einer mit 100 Ja-Stimmen (2 Nein- 
stimmen: China und Albanien) angenommenen 
Resolution beschloß die GV ferner, einen Vor- 
bereitungsausschuß für die 1975 stattfindende 
Revisionskonferenz des Nichtverbreitungsvertra- 
ges zu bilden. Ihm können Vertragsparteien an- 
gehören, die Mitglieder der CCD oder des lAEO- 
Gouverneurrats sind. Somit wird der Bundes- 
republik Deutschland nach der Ratifikation des 
NV-Vertrages die Beteiligung offenstehen. 

Zur Friedensforschung wurde eine von uns mit- 
eingebrachte Resolution verabschiedet, in der der 
Generalsekretär aufgefordert wird, einen weite- 
ren Bericht über die Arbeiten im Bereich der Frie- 
densforschung vorzulegen. 

c) Der Bundesrepublik ging es darum, ihre Frie- 
dens- und Entspannungspolitik auch im Abrü- 
stungsbereich vor dem Weltforum zu erläutern 
und durch unsere Beteiligung an den Verhand- 
lungen und Abstimmungen zu dokumentieren. 
Dies dürfte uns gelungen sein. Dabei sind be- 
rechtigte Interessen unserer Verbündeten ge- 
wahrt worden. Bei den Abstimmungen haben wir 
innerhalb der Neun eine mittlere Linie einge- 
halten. Die von MdB Kern abgegebene Grund- 
satzerklärung zur Friedensforschung, unsere Zu- 
stimmung zur Napalm-Resolution und unsere Ab- 
stimmungserklärung zu den Resolutionen über 
die Einstellung der Kernwaffenversuche, in der 
wir klar die Zielsetzung der Entschließungen 
bejahten, haben unsere Haltung verdeutlicht. 


3. Dekolonisierung und Befreiungsbewegungen 

a) Apartheid, Namibia, Portugiesische Gebiete in 
Afrika und Südrhodesien waren auch auf der 
28. GV die Hauptthemen der Dekolonisierungs- 
debatte. 

Bei der Apartheidsdiskussion verstärken sich die 
Angriffe auf die westlichen Handelspartner Süd- 
afrikas. Sie wurden beschuldigt, durch ihre poli- 
tischen, wirtschaftlichen und militärischen Be- 
ziehungen Südafrika die Fortsetzung seiner Ras- 
senpolitik erst zu ermöglichen. Zugleich nahm der 
Druck zu, die Mitgliedschaftsrechte der südafri- 
kanischen Delegation in den VN zu beschneiden, 
dies mit der Begründung, die südafrikanische Re- 
gierung repräsentiere nicht die Mehrheit der süd- 
afrikanischen Bevölkerung. 


Wichtigstes Ergebnis der Namibia-Debatte war 
der Beschluß des Sicherheitsrates, das Mandat 
des Generalsekretärs für Verhandlungen mit der 
südafrikanischen Regierung, das ihm durch 
Sicherheitsrats-Resolution 309 (1972) erteilt wor- 
den war, zu beenden (SR Res. 342, 1973). Die 
Afrikaner sind über den Stillstand in der Nami- 
biafrage zunehmend enttäuscht. Ihre Haltung hat 
sich verhärtet. Dies schlug sich in der neuen 
Namibia-Resolution nieder. In ihr wird der Be- 
freiungskampf „mit allen Mitteln" zum ersten 
Mai legitimiert und die besonders militante Be- 
freiungsorganisation SWAPO zum einzig recht- 
mäßigen Vertreter des Volkes von Namibia er- 
klärt. 

Das von der Mehrheit der Afrikaner und den 
sozialistischen Staaten seit langem verfolgte 
Ziel, auch Südafrika und Portugal Wirtschafts- 
sanktionen zu unterwerfen, wurde auch auf der 
28. GV nicht erreicht. Dagegen hat die afrika- 
nische Gruppe in der Frage der portugiesischen 
Kolonien zumindest einen optischen Erfolg ver- 
buchen können: Ungeachtet völkerrechtlicher 
Grundsätze wurde durch Res. 3061 Guinea-Bis- 
sau als unabhängiger Staat anerkannt und gleich- 
zeitig Portugal als „Agressor gegen die unab- 
hängige Republik von Guinea-Bissau" verurteilt. 
Ferner konnten die Afrikaner eine Resolution 
durchbringen, die das Vertretungsrecht der por- 
tugiesischen Delegation bei den VN auf Portu- 
gal in seinen europäischen Grenzen beschränkt. 
Auch bei den westlichen Staaten fand die afrika- 
nische Gruppe mit ihren Bemühungen, Portugal 
stärker zu isolieren, Resonanz. Zum ersten Mal 
hat sich auch Großbritannien von der Kolonial- 
politik Portugals scharf distanziert. 

Die allgemeine Debatte über Dekolonisierung 
- eines der zentralen Themen auch dieser GV - 
wurde wie immer von der afrikanischen Gruppe 
beherrscht. Ihr Bündnis mit den arabischen und 
den sozialistischen Staaten sicherte ihr die Stim- 
menmehrheit, mit der sie allen Problemen des 
südlichen Afrikas jederzeit Priorität verschaffen 
konnte. 

Die Haltung der afrikanischen Staaten hat sich 
verhärtet. Dies ist nicht zuletzt auf die verstärkte 
Unterstützung durch die arabischen Staaten zu- 
rückzuführen, die den Nahostkonflikt mit afrika- 
nischen Problemen verbanden, was durch das 
Schlagwort: „Achse Pretoria - Salisbury - Lissa- 
bon - Tel Aviv" illustriert wird. 

Diese Konstellation erlaubte es der afrikanischen 
Gruppe, teilweise schärfere Formulierungen 
durchzusetzen. Dagegen war im Vergleich zu 
früheren Jahren ihre Konsultationsbereitschaft 
mit anderen Regionalgruppen geringer. 

Während die Sowjetunion und ihre Verbündeten 
wenig hervortraten, hat sich China stärker für 
die verschärften Forderungen der afrikanischen 
Gruppe eingesetzt. 

Die USA waren in der Dekolonisierungsdebatte 
eines der Hauptangriffsziele namentlich afrika- 
nischer Staaten. Bei Abstimmungen fanden sie 
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sich vielfach allein auf der Seite Portugals und 
Südafrikas. 

Die EG-Staaten haben sich auch bei den Deko- 
lonisierungsfragen um möglichst enge Zusam- 
menarbeit bemüht. Gerade in diesem Bereich ist 
es jedoch schwierig, eine einheitliche Haltung 
der Neun zu erreichen, da hier die früheren kolo- 
nialmächte Großbritannien und Frankreich häu- 
fig andere Interessen haben und zu einer här- 
teren Haltung neigen als die übrigen sieben 
EG-Staaten. 

b) Ein Besuch einer Delegation des VN-Sonderaus- 
schusses für Apartheid unter Leitung des nigeria- 
nischen Ausschußvorsitzenden Ogebe Ogbu in 
Bonn hatte der Bundesregierung Gelegenheit ge- 
geben, noch vor dem Beitritt gegenüber Reprä- 
sentanten des maßgeblichen VN-Gremiums ihre 
Haltung zu den Problemen des südlichen Afrikas 
zu erläutern. 

Die Bundesregierung lehnt den Restkolonialis- 
mus ab, sie verurteilt jede Form der Rassendis- 
kriminierung. Sie tritt für das Selbstbestim-* 
mungsrecht und für die Verwirklichung der 
Grundfreiheiten und Menschenrechte überall in 
der Welt ein. Sie lehnt jedoch Gewalt als Mit- 
tel zur Durchsetzung auch legitimer Ansprüche 
ab. 

An dieser grundsätzlichen Position hat sich die 
deutsche Delegation in der GV bei ihren Erklä- 
rungen ebenso wie bei Abstimmungen orien- 
tiert, auch auf die Gefahr hin, dadurch manch- 
mal in Gegensatz zu der Mehrheit zu geraten. 

Die deutsche Delegation hat einige Resolutio- 
nen miteingebracht, so die Resolution über 
— Politische Gefangene in Südafrika (3055) 

— Treuhandfonds für Südafrika (3151) 

— Erziehungs- und Ausbildungsprogramm für 
das südliche Afrika (3119). 

Eine Reihe von Resolutionen hat sie durch ihre 
Stimme unterstützt, so z. B. die Entschließungen 
über die Verbreitung von Informationen über 
Apartheid und Kolonialismus (3151), über die 
Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung 
der angeblichen Massaker in Mosambik (3114), 
über die Zusammenarbeit zwischen den VN und 
der Organisation für afrikanische Einheit (3066). 
In einigen Fällen hat die deutsche Delegation 
Resolutionen auch dann zugestimmt, wenn sie 
nicht alle Vorschläge für zweckmäßig hielt, so 
z. B. die Resolution über die Verbreitung von 
Information über Dekolonisierung (3164). Sie hat 
dann jedoch in Erklärungen zur Stimmabgabe 
Vorbehalte angemeldet. Anderen Resolutionen 
konnte die Bundesrepublik nicht zustimmen, da 
sie die Anwendung von Gewalt rechtfertigten 
oder implizierten oder sich gegen unsere Wirt- 
schaftsinteressen wandten. Soweit die Delega- 
tion wichtigen Resolutionen nicht zustimmen 
konnte, hat sie ihre abweichende Auffassung in 
Erklärungen zur Stimmabgabe erläutert und, so- 
weit vertretbar, durch Stimmenthaltung zum Aus- 
druck gebracht, die in den VN eher als nein ge- 
wertet wird. 


Insgesamt hat die Delegation von 33 Resolutio- 
nen zu Dekolonisierungs- und Apartheidsfragen 
15 zugestimmt und sich bei 18 Resolutionen der 
Stimme enthalten. Sie hat Zusatzanträge, die 
eine wesentliche Verschärfung von Resolutionen 
zum Ziel hatten, in vier Fällen abgelehnt, u. a, 
einen Antrag, den Befreiungskampf in den por- 
tugiesischen Überseegebieten „mit allen Mitteln" 
zu rechtfertigen. 

Die aktive Teilnahme der Bundesrepublik 
Deutschland an den Arbeiten der Ausschüsse 
und des Plenums, die offene Darstellung der 
deutschen Position und das deutsche Stimmver- 
halten haben zwar nicht alle Afrikaner zufrie- 
denstellen können. Jedoch ist unser Bemühen, 
den afrikanischen Anliegen im Rahmen der 
Grundsätze unserer Politik entgegenzukommen, 
anerkannt und unsere Haltung insgesamt respek- 
tiert worden. 


4. Wirtschaftliche und finanzielle Fragen 

a) Im wirtschaftlichen Bereich standen die Debatte 
über die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Rah- 
men der VN, vor allem die Überprüfung und Be- 
wertung der Zweiten Entwicklungsdekade, das 
Entwicklungsprogramm der VN (UNDP), der Um- 
weltschutz (UNEP), die Förderung der Industria- 
lisierung der Entwicklungsländer (UNIDO), die 
Reform des internationalen Währungssystems 
sowie Probleme der Welthandelskonferenz 
(UNCTAD) im Vordergrund. Dem für wirtschaft- 
liche und finanzielle Fragen zuständigen 2. Aus- 
schuß der GV lagen 39 Resolutionsentwürfe vor. 
Ein zentrales Thema war die Überprüfung und 
Bewertung der zweiten VN-Entwicklungsdekade. 
Dabei geht es neben einer Analyse der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklungen in der 
Welt um die Formulierung entwicklungspoliti- 
scher Grundsätze, die für das künftige Verhält- 
nis zwischen Entwicklungs- und Industrieländern 
und die Gestaltung des internationalen Zusam- 
menlebens richtungsweisend sein sollen. Es ist 
ein bedeutsamer Fortschritt, daß trotz der zum 
Teil erheblichen Meinungsunterschiede und Inter- 
essengegensätze zwischen Industrienationen und 
Entwicklungsländern die vier Resolutionen zu 
diesem Thema durch Konsensus angenommen 
wurden. Auch konnte gerade innerhalb der Indu- 
strieländer, namentlich zwischen den Hauptge- 
berländern und im Rahmen der Neun, die interne 
Abstimmung und Koordinierung einer gemein- 
samen Haltung noch erheblich verbessert wer- 
den. 

Ein weiteres wichtiges Thema waren die Pro- 
bleme des Umweltschutzes, deren Bedeutung an- 
gesichts einer ständig wachsenden Weltbevöl- 
kerung auch in den VN immer stärker erkannt 
wird. 

b) Auch im Wirtschaftsbereich bestimmten die Ent- 
wicklungsländer Thematik und Verlauf der Dis- 
kussionen. Sie konnten die Debatte über Wirt- 
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schaftsfragen in den letzten Jahren zunehmend 
auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Industrienationen und Entwicklungsländern ver- 
lagern. Die Industrienationen sollen noch stär- 
ker als bisher zur finanziellen und wirtschaft- 
lichen Hilfe gegenüber den weniger entwickel- 
ten Ländern verpflichtet werden. Länder der Drit- 
ten Welt waren vielfach bestrebt, die auf der 
Konferenz der Staats- und Regierungschefs der 
ungebundenen Staaten in Algier im September 
1973 kurz vor der GV gefaßten Beschlüsse - teils 
wortgetreu - in die Resolutionsentwürfe einzu- 
bringen. 

Einige Staaten versuchten unter dem Vorwand, 
wirtschaftliche Fragen von allgemeinem Interesse 
in die Debatte einzuführen, Probleme und Streit- 
fragen bilateraler oder regionaler Bedeutung in 
den 2. Ausschuß der GV zu verlagern, um sich 
innenpolitisch zu entlasten. 

c) Bei den Abstimmungen im 2. Ausschuß fiel auf, 
daß die Entwicklungsländer trotz ihrer kritischen 
und zunehmend fordernden Haltung gegenüber 
den Industrieländern ihr zahlenmäßiges Über- 
gewicht keineswegs durchgehend dazu benutz- 
ten, um ihre Resolutionsentwürfe ohne Rücksicht 
auf Einwendungen und Vorbehalte durchzuset- 
zen. Das jetzt überwiegend praktizierte Prinzip 
des Konsensus, d. h. der Verabschiedung ohne 
Abstimmung, bietet nur noch geringe Möglich- 
keiten zu gezielter Kritik. Auf beiden Seiten war 
die Bereitschaft erkennbar, eine Konfrontation 
im Interesse einer vernünftigen Zusammenarbeit 
durch gegenseitige Zugeständnisse zu vermei- 
den. Verschiedene Staaten haben in Erklärungen 
zur Stimmabgabe bei wichtigen Resolutionen ihre 
Haltung verdeutlicht und gleichzeitig gewisse 
Vorbehalte geltend gemacht. Hierin kommt eine 
Schwäche der Konsensuspraxis zum Ausdruck. 

d) Besonders ermutigend hat sich im 2. Ausschuß 
die Zusammenarbeit der neun Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft entwickelt. In allen die 
Gemeinschaft betreffenden Fragen - besonders 
Überprüfung und Bewertung der Zweiten Ent- 
wicklungsdekade und multilaterale Handelsver- 
handlungen - konnte eine gemeinsame Haltung 
erarbeitet werden. Die Zusammenarbeit ging so- 
gar über den Rahmen einer gemeinschaftlich 
festgelegten Abstimmung hinaus und entwickelte 
sich zu einem - unabhängig von den Tagesord- 
nungspunkten - fruchtbaren Gedankenaustausch. 
Die Neun haben überwiegend geschlossen abge- 
stimmt und konnten auch in Fällen unterschied- 
licher Interessen ein gegensätzliches Stimmver- 
halten weitgehend vermeiden. 

Dieses geschlossene Vorgehen ist von den ande- 
ren Staaten aufmerksam beobachtet worden. In 
Einzelfällen zeichnete sich die Tendenz ab, kri- 
tische Fragen zunächst mit Vertretern der Neun 
zu diskutieren, um sich ihrer Unterstützung zu 
versichern. 

e) Die Bundesrepublik Deutschland hat sich an den 
Arbeiten des 2. Ausschusses intensiv beteiligt. 
Dabei kam es uns darauf an, über unsere unmit- 


telbaren eigenen Interessen hinaus unsere Be- 
reitschaft zur Mitwirkung an einer vernünftigen, 
über nationale Gesichtspunkte hinausführenden 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Indu- 
strienationen und Entwicklungsländern hervor- 
zuheben und auch unsere Zugehörigkeit zu den 
Europäischen Gemeinschaften deutlich zu machen. 
Unsere Beteiligung konzentrierte sich dabei auf 
Fragen aus dem Bereich von VN-Gremien, denen 
wir schon lange angehören, und auf Themen, bei 
denen wir als neues VN-Mitglied interessiert 
waren, unsere Auffassung den 134 anderen Mit- 
gliedstaaten der VN zur Kenntnis zu bringen. 

So sind wir als Miteinbringer bei Resolutionen zum 
Bericht des Verwaltungsrates des VN-Umwelt- 
programms, über eine Sondersitzung der General- 
versammlung zur Behandlung von Fragen der Ent- 
wicklung und der internationalen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit, über die Halbzeitbewertung der 
zweiten Entwicklungsdekade, über die Welt- 
ernährungskonferenz und über die Einberufung 
einer Ausstellung/Konferenz über menschliche Sied- 
lungen 1976 in Vancouver hervorgetreten. Wir 
haben uns jedoch gegen eine Vermischung der 
Mittel für Umweltschutz einerseits und für Entwick- 
lungshilfe andererseits gewandt, ohne allerdings 
die Annahme einer entsprechenden Resolution, die 
von der Mehrheit der Entwicklungsländern einge- 
bracht wurde, verhindern zu können. 

Bei der Debatte über „Überprüfung und Bewertung"' 
hat die Delegation die Fortschritte unserer Entwick- 
lungspolitik seit Dekadenbeginn dargelegt und hat 
sich zu den Dekadenzielen bekannt. Sie trat dafür 
ein, im Rahmen der Überprüfung und Bewertung 
die Leistungen der Industrie- und der Entwicklungs- 
länder ausgewogen zu beurteilen. Wir gehen im 
übrigen - ebenso wie die übrigen Industrieländer - 
davon aus, daß Entscheidungen über Fragen, die in 
den sachlich dafür zuständigen Gremien (z. B. im 
Internationalen Währungsfonds oder im GATT) zur 
Diskussion stehen, durch die Erörterungen zur Über- 
prüfung und Bewertung der Zweiten Entwicklungs- 
dekade nicht präjudiziert werden. 

Die Mitwirkung im 2. Ausschuß hat sich als ein 
besonderer Schwerpunkt unserer Mitarbeit in der 
GV erwiesen. Sie bietet uns die Möglichkeit, bei 
der internationalen Meinungsbildung über die welt- 
weiten wirtschaftlichen Probleme mitzuwirken und 
unsere Auffassungen zur Geltung zu bringen. Dabei 
wird es auch in Zukunft vor allem darauf ankom- 
men, einen vernünftigen und gerechten Ausgleich 
zwischen den weitreichenden Erwartungen und For- 
derungen der Entwicklungsländer nach internatio- 
naler Hilfe und den gegebenen Möglichkeiten der 
Industrieländer zu suchen. 


5. Soziale, humanitäre und kuitureiie Fragen 

a) In der Diskussion des für soziale, humanitäre 
und kulturelle Fragen zuständigen dritten Aus- 
schusses der GV nahmen menschenrechtliche 
Themen breiten Raum ein. Im Vordergrund stand 
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dabei die Bekämpfung von Rassendiskriminie- 
rung und Apartheid. Weitere mens chenreditli che 
Fragen wie die Einsetzung eines Hohen Kom- 
missars für Menschenrechte, Informationsfreiheit, 
Schutz von Journalisten in bewaffneten Kon- 
flikten und Beseitigung aller Formen von reli- 
giöser Intoleranz stießen bei der Mehrheit auf 
geringeres Interesse. Im sozialen und humani- 
tären Bereich befaßte sich der dritte Ausschuß 
mit Jugendfragen und den Problemen alter Men- 
schen, mit dem Bericht des Hohen Flüchtlings- 
kommissars sowie mit Hilfemaßnahmen bei 
Naturkatastrophen. Ferner wurden Themen wie 
Erhaltung und Fortentwicklung von Kulturgütern, 
internationale Zusammenarbeit bei der Verfol- 
gung von Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit sowie Bekämpfung des 
Suchtstoffmißbrauchs behandelt. 

b) Die Länder der Dritten Welt konnten auch im 
3. Ausschuß auf Grund ihrer sicheren Mehrheit 
den Verlauf der Debatte bestimmen. Zielstrebig 
haben ihre Wortführer aus dem arabisdi-afrika- 
nischen Lager trotz der Zurückhaltung einiger 
lateinamerikanischer und asiatischer Länder die 
eigenen Prioritäten durchgesetzt und die Pro- 
bleme der Rassendiskriminierung und des Kolo- 
nialismus, zusammen mit Entwicklungsfragen und 
einzelnen Aspekten des Nahost-Konflikts, in den 
Mittelpunkt der Ausschuß arbeiten gerückt. Die 
von ihnen geforderten Maßnahmen zur Durch- 
setzung dieser Politik wiesen in stärkerem Maße 
als bisher radikale Züge auf. Hier mußten wir 
- wie auch andere westliche Partner - trotz der 
grundsätzlichen Übereinstimmung in der Verur- 
teilung von Rassendiskriminierung, Apartheid 
und Kolonialismus die Unterschiede zu ujaserer 
Gewaltverzichtspolitik deutlich machen. Die 
sozialistischen Länder konnten sich durch eine 
ostentative Unterstützung der wesentlichen poli- 
tischen Ziele der Dritten Welt und ein im eige- 
nen Lager gut abgestimmtes, taktisch geschicktes 
Vorgehen erneut weitgehenden Einfluß sichern, 
der es ihnen auch ermöglichte, im Zuge der Ent- 
spannungspolitik auf direkte Konfrontation mit 
dem Westen zu verzichten. Der in anderen Be- 
reichen wachsende Nord-Süd-Gegensatz spielte 
im dritten Ausschuß noch keine entscheidende 
Rolle. Abgesehen von der Behandlung humani- 
tärer Hilfsmaßnahmen, bei der sich der Osten, 
der nur bilateral tätig werden will, in die Defen- 
sive gedrängt sah, bestimmte das enge Zusam- 
menwirken der Länder der Dritten Welt unter 
Führung der arabisch-afrikanischen Gruppen mit 
den sozialistischen Staaten die Arbeit des 3. Aus- 
schusses. 

c) Die dominierende Stellung dieser großen Mehr- 
heit zeigte sich besonders deutlich bei der Be- 
handlung von Menschenrechtsfragen. Die starken 
Vorbehalte der sozialistischen Staaten gegen eine 
eindeutige und rechtlich verbindliche Sicherung 
der Menschenrechte und gegen wirksame inter- 
nationale Maßnahmen zum Schutz der individuel- 
len Menschenrechte werden von vielen Entwick- 


lungsländern geteilt. Von ihrem Standpunkt ist 
es mit dem Souveränitätsprinzip und dem Grund- 
satz der Nichteinmischung nur schwer vereinbar, 
den einzelnen Menschen zum Träger von völker- 
rechtlich gesicherten Rechten zu machen. Nach 
der Annahme der allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte im Jahre 1948, den darauf auf- 
bauenden Kodifikationen, namentlich den Men- 
schenrechtspakten, und weiteren Fortschritten auf 
Teilgebieten in den folgenden Jahren konnten 
in letzter Zeit keine wesentlichen Fortschritte 
mehr erreicht werden. Von dem in der Charta 
niedergelegten Ziel, die Achtung vor den Men- 
schenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne 
Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache oder der Religion durch internationale 
Zusammenarbeit zu fördern und zu festigen, sind 
die Vereinten Nationen noch weit entfernt. Die 
Mehrheit ist nur an Einzelfragen wie der Beseiti- 
gung der Rassendiskriminierung oder der Siche- 
rung von Gruppenrechten im Zusammenhang mit 
der Dekolonisierung interessiert, die der Durch- 
setzung ihrer allgemeinen politischen Zielvor- 
stellungen dienen. 

Im 3. Ausschuß konzentrierte sich das Interesse 
der Mehrheit auf das Programm für die Dekade 
gegen Rassismus und Rassendiskriminierung, auf 
die Konvention zur Unterdrückung und Bestra- 
fung des Verbrechens der Apartheid und auf 
eine Resolution über die Bedeutung der allge- 
meinen Verwirklichung des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker und der Gewährung der Unab- 
hängigkeit an Kolonialländer und -Völker für die 
wirksame Garantie und Beachtung der Menschen- 
rechte. Hier setzte die Mehrheit mit Nachdruck 
ihre eigenen Vorstellungen durch. Vom Westen 
geförderte Initiativen zum weiteren Ausbau der 
individuellen Menschenrechte wie zur Gewähr- 
leistung der Informationsfreiheit, zum Schutz von 
Journalisten bei bewaffneten Konflikten und zur 
Beseitigung religiöser Intoleranz konnten dage- 
gen nicht vorangetrieben werden; in der Frage 
der Einsetzung eines Hohen Kommissars für 
Menschenrechte mußten sogar Rückschläge hin- 
genommen werden. 

d) Der Westen konnte unter diesen Umständen im 
3. Ausschuß nur einen begrenzten Einfluß aus- 
üben. Die von der Mehrheit als vorrangig ange- 
sehenen Fragen des Rassismus, Kolonialismus 
sowie des Nahostkonflikts bestimmten die De- 
batten oft auch in anderen Bereichen, selbst bei 
der Behandlung von Fragen des technologischen 
Fortschritts und der sozialen Lage der Jugend. 

Unsere Delegation hat sich trotz dieser Schwie- 
rigkeiten um eine aktive und konstruktive Mit- 
arbeit bemüht. Neben einer Reihe von Inter- 
ventionen zu Einzelfragen hat sie 13 Erklärungen 
zu einzelnen Tagesordnungspunkten abgegeben 
und in zwei Fällen ihr Abstimmungsverhalten 
erläutert. Bei diesen Erklärungen hat die Dele- 
gation den Standpunkt der Bundesregierung in 
wichtigen Grundsatzfragen dargelegt und sich 
insbesondere auch darum bemüht, eine von der 
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Mehrheit im Ausschuß abweichende Auffassung 
zu begründen. 

Von den insgesamt 27 verabschiedeten Resolu- 
tionen wurden 14 im Konsensusverfahren ange- 
nommen. Bei den übrigen 13 Resolutionen 
stimmte unsere Delegation neunmal mit „Ja"; in 
vier Fällen enthielt sie sich der Stimme. Unser 
Abstimmungsverhalten entsprach der Haltung 
der meisten unserer EG-Partner wie auch weit- 
gehend der des Westens insgesamt. 

Die im wesentlichen übereinstimmende Haltung 
der Neun war das Ergebnis häufiger und inten- 
siver Konsultationen vor und während der 
28. GV. In einigen Fällen ließ sich zwar eine 
völlig einheitliche Stimmabgabe erreichen; die 
Unterschiede wurden jedoch vielfach durch die 
in den Erklärungen zum Ausdruck gekommene 
gemeinsame Haltung in den Grundsatzfragen 
relativiert. 

e) Auf dem Gebiet der Menschenrechte, dem die 
besondere Aufmerksamkeit der Bundesregierung 
gilt, hat die 28. GV erneut die Schwierigkeiten 
deutlich werden lassen, die raschen Fortschritten 
entgegenstehen. Die ablehnende Haltung der 
Mehrheit hat nicht nur die Fortführung der 
Kodifikationsarbeiten wesentlich erschwert, son- 
dern bisher auch wirksame konkrete Maßnahmen 
zum Schutz der individuellen Menschenrechte 
verhindert. Anders als Westeuropa, das im Rah- 
men des Europarates auf Grund gemeinsamer 
Wertvorstellungen schon vor 20 Jahren ein 
institutionalisiertes System zum Schutz der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten schaffen konnte, 
stehen die Vereinten Nationen noch am Beginn 
einer solchen Entwicklung. Immerhin haben sich 
in den letzten Jahren einige bescheidene Ansatz- 
punkte für einen verstärkten individuellen Men- 
schenrechtsschutz ergeben, an die der Westen 
mit weiteren Initiativen anknüpfen sollte. Auch 
von dem Inkrafttreten der beiden Internationalen 
Menschenrechtspakte, wofür nur noch eine ge- 
ringere Zahl weiterer Ratifikationen erforderlich 
ist, könnten neue Impulse ausgehen. Die Bundes- 
republik Deutschland hat die Pakte noch während 
der 28. GV als einer der ersten westeuropäischen 
Staaten ratifiziert. Den westlichen Staaten stellt 
sich die Aufgabe, künftig ihr Verständnis der 
Menschenrechte im Rahmen der aufgrund der 
Pakte zu bildenden Institutionen und mit eigenen 
Initiativen in der GV stärker zur Geltung zu 
bringen. 


6. Rechtsfragen, Kodifizierung und Fortentwicklung 
des internationalen Rechts 

Die Fortentwicklung und Kodifizierung des inter- 
nationalen Rechts ist seit langem eines der er- 
giebigsten Arbeitsgebiete der VN. Die 28. GV setzte 
die Arbeiten fort und nahm zu aktuellen Rechts- 
fragen Stellung. 

Das sachlich wohl bedeutendste Thema war die 
Vorbereitung der 3. Seerechtskonferenz. Diese Kon- 


ferenz hat die Aufgabe, die gesamte Nutzung der 
Weltmeere, insbesondere die Abgrenzung nationa- 
ler Hoheitsgewässer, Verkehr, Fischerei, Ausbeu- 
tung des Meeresbodens, Umweltschutz und Meeres- 
forschung, neu zu ordnen. Nach mehrjähriger Vor- 
bereitung durch den Meeresbodenausschuß berief 
die GV die Konferenz zu einer ersten Sitzung im 
Dezember 1973 ein und sah die Fortsetzung für den 
Sommer 1974 in Caracas vor (Res. Nr. 3067). 

Die noch während der GV tagende Dezember- 
Sitzung der Seerechtskonferenz befaßte sich mit 
Fragen der Struktur und Organisation der Konfe- 
renz. Die Bundesrepublik Deutschland erhielt den 
Posten eines Vizepräsidenten in einem der fünf Aus- 
schüsse (Fachausschuß für marinen Umweltschutz 
und Meeresforschung) und damit einen Sitz im 
Lenkungsausschuß. Die traditionellen Seefahrt- 
nationen sind auf der Konferenz in der Minderzahl 
und stehen einer Allianz von Entwicklungs- und 
Langküstenländern gegenüber, die durch erhebliche 
Verbreiterung der Hoheitsgewässer sich die aus- 
schließliche Nutzung weiter Meereszonen Vorbe- 
halten und durch Internationalisierung der Aus- 
beutung des übrigen Meeresbodens sich auch daran 
eine substantielle Beteiligung sichern wollen. Die 
3. Seerechtskonferenz wird durch das Ringen um 
einen vernünftigen Ausgleich der divergierenden 
Interessen geprägt sein. 

Die Diskussion über eine Reihe wichtiger rechtlicher 
Themen wurde überschattet von Auseinandersetzun- 
gen über die völkerrechtliche Bewertung von Aktio- 
nen der Befreiungsbewegungen und dem geltenden 
Völkerrecht. Die Tendenz, ein Recht auf Kampf mit 
allen Mitteln gegen nicht- autochthone Regierungen 
anzunehmen, hat sich verstärkt. Es gibt nur noch 
wenige Länder, die, wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land, auch für diese Situation strikt an der fried- 
lichen Interpretation des Selbstbestimmungsrechts 
festhalten. 

In dieser Situation hatten Bemühungen zur Ein- 
dämmung des internationalen Terrorismus keine 
Chance; der entsprechende Tagesordnungspunkt 
wurde auf die nächste GV vertagt (Entscheidung 
der GV vom 12. Dezember 1973). Um so mehr ist zu 
würdigen, daß es nach Vorarbeiten durch die VN- 
Völkerrechtskommission gelang, den Entwurf einer 
Konvention zur Verhinderung und Bestrafung von 
Verbrechen gegen international geschützte Personen 
(Diplomatenschutzkonvention) zu verabschieden. 
Nicht zuletzt im Hinblick auf eigene schmerzliche 
Erfahrungen - mehrere Angehörige unseres Aus- 
wärtigen Dienstes wurden schon Opfer terroristi- 
scher Anschläge - arbeitete die Bundesrepublik von 
Anfang an intensiv an dieser Konvention mit; ihr 
Vertreter wurde in den Redaktionsausschuß ge- 
wählt. In dem begrenzten Bereich dieser Konvention 
konnte nach schwierigen Verhandlungen eine 
schmale Basis für einen Konsensus gefunden wer- 
den. In der Konvention verpflichten sich die Mit- 
gliedstaaten zur Zusammenarbeit bei der Verhütung 
und Verfolgung von schweren Verbrechen an den 
geschützten Personen. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird die Konvention in nächster Zeit unter- 
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zeichnen. Die GV-üntschließung, die den Text im 
Konsens verabschiedete (Res. 3166), enthielt aber 
gleichzeitig einen Vorbehalt zugunsten legitimer 
Befreiungskämpfe, der jedoch so formuliert war, daß 
er den nicht zur Dritten Welt gehörenden Staaten 
die Zustimmung ermöglichte. 

Der Status der Befreiungsbewegungen spielte eine 
bedeutende Rolle auch bei dem TO-Punkt „Men- 
schenrechte in bewaffneten Konflikten". Nachdem 
die GV die bevorstehende Konferenz über dieses 
Thema nahezu einstimmig (auch mit der Stimme 
der Bundesrepublik Deutschland) begrüßt und die 
Beteiligung der Befreiungsbewegungen angeregt 
hatte (Res. 3102), wurden in einer weiteren Ent- 
schließung (Res. 3103) bereits sehr weitgehende 
Rechtsauffassungen zum unterschiedlichen Status der 
an Kolonialkriegen Beteiligten ausgesprochen. Frei- 
heitskämpfer sollen danach als Kriegsgefangene be- 
handelt, Söldner im Dienste kolonialer und rassisti- 
scher Regime als Verbrecher bestraft werden; gegen 
diese Entschließung stimmten 19, vornehmlich west- 
liche Staaten, darunter die Bundesrepublik Deutsch- 
land, weil die ungleiche Behandlung der Streitteile 
im Widerspruch zum Geist der Genfer Konventionen 
steht. Der Verlauf der unter den Auspizien der VN 
im Februar und März 1974 in Genf abgehaltenen 
diplomatischen Konferenz zur Fortbildung des huma- 
nitären Völkerrechts in bewaffneten Konflikten hat 
erneut gezeigt, wie sehr sich das Drängen vieler 
Entwicklungsländer nach Zuerkennung eines fast 
vollen völkerrechtlichen Status für die Befreiungs- 
bewegungen auf die verschiedenen völkerrechtlichen 
Kodifikationsvorhaben hindernd auswirkt. 

Ein Beispiel für die erfolgreiche Arbeit der GV auf 
weiteren Rechtsgebieten ist die Tätigkeit im Bereich 
des internationalen Handelsrechts. Die mit dieser 
Aufgabe befaßte VN-Kommission (UNCITRAL) be- 
richtete der GV über die bei der Kodifikationsarbeit 
erzielten Fortschritte (Handelskauf, Zahlungsver- 
kehr, Handelsarbitrage und Seefrachtrecht). Die GV 
berief eine Konferenz über die Verjährung beim 
Handelskauf für 1974 ein (Res. 3104) und gab der 
Kommission Richtlinien für ihre weitere Arbeit 


(Res. 3108). Am 14. Dezember 1973 wurde die Bun- 
desrepublik Deutschland als bedeutendes Industrie- 
und Handelsland zum Mitglied dieser Kommission 
gewählt. 


7. Haushalts- und Verwaltungsfragen 

Der 5. Ausschuß befaßte sich vor allem mit dem 
Verwaltungshaushalt der VN, dem Besoldungs- und 
Dienstrecht im gesamten VN-Bereich, der Frage der 
Auswirkungen von Wechselkursänderungen auf die 
Haushalte der Organisationen im VN-System. Ein- 
gehend behandelt wurde auch die Frage der Finan- 
zierung von friedenserhaltenden Operationen. 

Stärker als in der Vergangenheit haben insbeson- 
dere die Länder der Dritten Welt auf der 28. GV die 
politische Rolle des 5. Ausschusses unterstrichen. 
Das offenkundige gemeinsame Interesse der größten 
westlichen und östlichen Beitragszahler an einer auf 
Sparsamkeit gerichteten Haushaltspolitik hat aller- 
dings auch die Länder der Dritten Welt veranlaßt, 
bei ihren Forderungen mehr Realitätssinn als in den 
Vorjahren zu entwickeln. Das Haushaltsvolumen 
der VN für die Jahre 1974 und 1975 konnte auf 
rd. 540 Mio US $ = ca. 1,5 Milliarden DM begrenzt 
werden. Für die Verwaltungs- und Personalausga- 
ben der Weltorganisation (ohne Sonderorganisatio- 
j nen) mit ihrem weiten Netzwerk von Institutionen 
I mit verschiedenen Standorten steht somit ein in der 
Größenordnung relativ eher geringer Betrag (für das 
i Jahr 1974 ca. 750 Mio DM) zur Verfügung. 

I Die Bundesrepublik Deutschland, deren Beitragsan- 
I teil 7,1 V. H. beträgt, hat sich in enger Abstimmung 
; vor allem mit ihren EG-Partnern, den USA und 
j - soweit möglich - den übrigen westlichen Ländern 
aktiv an den Arbeiten des 5. Ausschusses beteiligt. 
Sie hat insbesondere die Empfehlungen des Bera- 
I tenden Ausschusses für Fragen der Verwaltung und 
I des Budgets unterstützt, da dieses Gremium unse- 
I rem Interesse an einer sparsamen und wirtschaft- 
j liehen Haushaltsführung besonders Rechnung trägt. 
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